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KurzberichtIAB

In aller Kürze

Autor/in

Arbeitslosengeld II 

Höhere Arbeitsanreize geplant
Neuer Vorschlag für bessere Hinzuverdienstmöglichkeiten, 
vor allem bei niedrigen Einkommen

Durch Hartz IV fallen die Transferleistungen für die meisten Langzeitarbeits-
losen weit weniger „großzügig“ aus als vorher. Davon verspricht sich der Ge-
setzgeber u.a., dass Langzeitarbeitslose noch mehr Bereitschaft zeigen, eine 
Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Maßgeblich dafür ist, welche Möglichkeiten 
und Anreize zum Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt bestehen. Wichtig ist 
dabei auch die Regelung des Hinzuverdienstes für ALG II-Empfänger, die mit 
darüber entscheidet, inwieweit sich Suchaktivitäten auf dem Arbeitsmarkt 
lohnen. Der folgende Beitrag diskutiert die geltenden Bestimmungen zu den 
Hinzuverdienstmöglichkeiten im Sozialgesetzbuch II und die aktuell in Aus-
sicht gestellten Alternativen anhand von Vergleichsrechnungen.

Ausgabe Nr. 7 / 13.5.2005

Anne Cichorek
Susanne Koch
Ulrich Walwei

Ein gravierendes Problem in dem bis 
Ende letzten Jahres noch getrennten Sys-
tem von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
bestand darin, dass die Möglichkeiten 
des Hinzuverdienens für Erwerbslose 
stark beschränkt waren (zu den Details 
der Regelungen vgl. Übersicht auf Sei-
te 6). Die Arbeitslosenhilfe sah zwar 
einen Freibetrag für hinzuverdientes 
Einkommen vor, ermöglichte aber 
nur einen maximalen Zusatzverdienst 
von 165 €. Bei der Sozialhilfe gab es 
komplizierte Bestimmungen, die im 
Regelfall höchstens 148 € Einkommen 
anrechnungsfrei ließen. Für die Bezieher 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe setzten 
die begrenzten Möglichkeiten des Hinzu-
verdienens somit nur geringe Anreize zur 
(Wieder-)Aufnahme einer Erwerbsarbeit 
mit einem Einkommen unterhalb des 
kulturellen Existenzminimums.

Hinzuverdienst möglich-
keiten im SGB II

Die seit dem 1. Januar 2005 geltenden 
Regelungen im Sozialgesetzbuch II 
(SGB II) veränderten die fi nanziellen 
Anreize für die Aufnahme oder Auf-
rechterhaltung einer Erwerbstätigkeit 

von Empfängern der Grundsicherung. 
Vom Zusatzverdienst können zunächst 
sog. Absetzbeträge, z.B. eine Versiche-
rungspauschale oder auch Werbungs-
kosten, im Sinne eines Freibetrags 
abgezogen werden. Darüber hinaus sind 
– unter Berücksichtigung einer Netto-
Bruttoquote – für die Anrechnung drei 
Einkommensstufen maßgeblich. Bei 
einem Bruttoeinkommen unter 400 € 
werden 15% des Nettoeinkommens nicht 
auf die Transferleistung angerechnet. 
Zwischen 400 € und 900 € bleiben 30% 
anrechnungsfrei und in der Spanne von 
900 € bis 1500 € sinkt der beim Leis-
tungsempfänger verbleibende Teil des 
Einkommens wieder auf 15%. Erst bei 
monatlichen Bruttolöhnen oberhalb von 
1500 € erfolgt eine vollständige Anrech-
nung von Zusatzverdiensten.

Die Regelungen im SGB II zur Anrech-
nung von Erwerbseinkommen auf die 
Hilfeleistung, sehen im Vergleich zu dem 
getrennten System von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe Veränderungen vor, die 
bei niedrigeren Zusatzverdiensten zu 
merklichen Verschlechterungen führen 
und bei höheren zu leichten Verbesserun-
gen (vgl. hierzu auch Knabe 2004). So 
stellen sich im Vergleich zur Regelung 

 Die Möglichkeiten zum anrech-
 nungsfreien  Hinzuverdienen  entschei  -
den mit darüber, wie weit sich die 
Suche nach einer regulären Beschäf-
tigung für ALG II-Empfänger lohnt.

 Die Regelungen im SGB II führen 
gegenüber den alten Bestimmungen 
zu merklichen Verschlechterungen 
bei der Anrechnung niedriger Ein-
kommen. 

 Der Jobgipfel-Kompromiss wür-
de die Anreize zur Beschäftigungs-
aufnahme im niedrigen Einkommens-
bereich wieder leicht erhöhen. 

 Dies erscheint sinnvoll, denn für 
viele Langzeitarbeitslose dürfte der 
Sprung von der Transferleistung di-
rekt in sozialversicherungspfl ichtige 
Vollzeitbeschäftigung zunächst zu 
groß sein.

 Ein Mini-Job kann den Einstieg 
erleichtern. Dann sollte aber ein auf 
Dauer Existenz sicherndes Einkom-
men angestrebt werden.

 Eine Erhöh ung des anrechnungs-
freien Einkom mens ist aus Anreiz-
grün den überle gens wert, würde aber 
zu massiven Mehrbelastungen der 
öffent lichen Haushalte führen, wenn 
nicht gleichzeitig die Transferleistun-
gen re du  ziert würden.

 Ein Ausweg aus diesem Dilemma 
sind befristete Zuschüsse. So könnte 
ein Einstiegsgeld für Hilfeempfän-
ger, die erwerbstätig werden, sinn-
voll sein – wenn sie sich dann durch 
Einkommenssteigerungen dau er haft 
vom Transferbezug befreien können.  
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in der Arbeitslosenhilfe alleinstehende 
ALG II-Bezieher erst oberhalb eines 
Zusatzverdienstes von etwa 700 € besser. 
Durch die Regelung steigen somit im 
Vergleich zum getrennten System von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe die Anreize 
für Langzeitarbeitslose zur Aufnahme 
einer sozialversicherungspflichtigen 
Vollzeitbeschäftigung, während Mini-
Jobs weniger attraktiv werden. 

Die geltenden Bestimmungen im SGB II 
sind das Resultat eines politischen Kom-
promisses. So beinhaltete der ursprüng-
liche Gesetzentwurf der Regierungskoa-
lition im untersten Einkommenssegment 
eine geringfügig großzügigere Regelung 
gegenüber der anschließenden Einigung 
im Vermittlungsausschuss von Bundes-
tag und Bundesrat. Dagegen sah das von 
der CDU eingebrachte Existenzgrundla-
gengesetz eine vollständige Anrechnung 
von Erwerbseinkommen bis 400 € vor. 
Im Gesetzgebungsprozess zu Hartz 
IV dominierte damit die Position, das 
Hinzuverdienen durch Mini-Jobs eher 
zu begrenzen. 

Eine hohe Anrechnung des Einkommens 
aus Mini-Jobs auf die Transferleistung 
ALG II (hohe Transferentzugsrate) könn-
te man damit rechtfertigen, dass diese 
im Gegensatz zu sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisse 
zunächst keine Chance auf ein existenz-
sicherndes Einkommen bieten. Für ver-
besserte Hinzuverdienstmöglichkeiten 
im unteren Einkommenssegment spricht, 
dass Mini-Jobs für Langzeitarbeitslose 
und Schwervermittelbare als Brücke zur 
sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung fungieren könnten. Auch mit Blick 
auf die Mehraufwandsentschädigung im 
Rahmen sog. „Zusatzjobs“ oder „Ein-
Euro-Jobs“ sollten bestimmte Beträge 
gerade im unteren Einkommenssegment 
anrechnungsfrei bleiben, um (nicht inten-
dierte) konkurrierende Anreizstrukturen 
zu vermeiden. Eine Tätigkeit im ersten 
Arbeitsmarkt sollte zumindest von der 
Einkommensseite attraktiver sein als im 
zweiten Arbeitsmarkt (vgl. hierzu den in 
Kürze erscheinenden Kurzbericht).  

Reformalternativen 
Eine Verbesserung der Hinzuverdienst-
möglichkeiten kann im Prinzip an zwei 
Stellen ansetzen: zum einen an der 

Höhe des Freibetrags und zum anderen 
an dem Prozentsatz, mit dem der Zu-
satzverdienst auf das Arbeitslosengeld 
II angerechnet wird. Eine Erhöhung 
des Freibetrags (bei gleich bleibender 
prozentualer Anrechnung) hat den Vor- 
teil, dass Einkommen unter einer gewis- 
sen „Bagatellgrenze“ anrechnungsfrei 
blieben. Der Nachteil besteht aber 
darin, dass sich dadurch an der Grenz- 
belastung nichts ändert und sich demnach 
die Arbeitsanreize oberhalb des Freibe- 
trags nicht erhöhen würden. (Die Grenz-
belastung gibt an, um wie viel sich die Hö- 
he des ALG II verringert, wenn das Er-
werbseinkommen um einen bestimmten 
Betrag steigt.)

Für eine Verringerung der prozentualen 
Anrechnung (bei gleich bleibendem 
Freibetrag) spricht, dass sich die Grenz-
belastung bei Aufnahme oder Auswei-
tung einer Erwerbstätigkeit verringert. 
Gegen niedrigere Anrechnungssätze ist 
einzuwenden, dass erst bei höheren Er- 
werbseinkommen ein auch absolut hoher 
Zusatzverdienst realisiert werden kann. 
Natürlich können auch beide Stellschrau-
ben gleichzeitig – mit den jeweils ange-
deuteten Wirkungen – bewegt werden.

Neuregelung der Hinzuver-
dienstmöglichkeiten

Ausgangspunkt der Diskussion um 
mögliche Verbesserungen der Hinzu-
verdienstmöglichkeiten für Empfänger 
des ALG II war die vergleichsweise 
hohe Transferentzugsrate von 85% bei 
Einkommen von bis zu 400 € monatlich. 
Sowohl Vorschläge aus den Reihen der 
Opposition als auch die Regierungser-
klärung des Bundeskanzlers im Vorfeld 
des Jobgipfels vom 17.3.2005 stellten 
deshalb auf günstigere Anrechnungsre-
gelungen für niedrige Zusatzverdienste 
ab. Schließlich wurden auf der Basis der 
Ergebnisse des Jobgipfels am 15.4.2005 
zwischen Regierung und Opposition 
Eckpunkte für eine Neuregelung im SGB 
II verabredet, die eine neuerliche Verän-
derung der Hinzuverdienstmöglichkeiten 
für ALG II-Empfänger vorsieht. 

Die angedachte Neuregelung vereinfacht 
die Anrechnung von Zusatzverdiensten, 
weil das Bruttoeinkommen nun zum 
entscheidenden Bezugspunkt werden 

wird (vgl. Übersicht auf Seite 6). Die 
bisherigen Absetzbeträge, die auf einer 
komplizierten Ermittlung beruhen, sollen 
durch einen allgemeinen Grundfreibetrag 
in Höhe von 100 € ersetzt werden. Von 
dem Einkommen, das den Grundfrei-
betrag übersteigt, bleiben bis zu einem 
Bruttoeinkommen von 800 € 20% an-
rechnungsfrei. Bei Bruttoeinkommen 
über 800 € kann der ALG II-Empfänger 
von dem darüber liegenden Betrag noch 
10% behalten. Oberhalb eines Brutto-
einkommens von 1200 € bei Hilfebe-
dürftigen ohne Kinder und von 1500 € 
von Bedarfsgemeinschaften mit Kindern 
erfolgt eine vollständige Anrechnung auf 
die Transferleistung. 

Vergleicht man nun die Eckpunkte 
der angedachten Neuregelung mit den 
geltenden Bestimmungen des SGB II, 
wird am Beispiel eines alleinstehenden 
Empfängers von ALG II deutlich1, dass 
sich bei Realisierung der Jobgipfel-
Variante bis zu einem Zusatzverdienst 
von 1200 € monatlich das verfügbare 
Einkommen – unabhängig der von der 
Höhe des Zusatzverdienstes – für die Be-
troffenen leicht erhöht (vgl. Abbildung 
1). Dagegen sinkt die Grenzbelastung für 
ALG II-Empfänger bei Aufnahme oder 
Ausdehnung einer Erwerbstätigkeit le-
diglich im unteren Einkommensbereich. 
Im mittleren und oberen Bereich bleibt 
die Grenzbelastung in etwa gleich.

Wegen der besonders einschneidenden 
Änderung der Hinzuverdienstmöglich-
keiten unterhalb der Mini-Job-Schwelle 
von 400 € wird auf dieses spezifische 
Einkommenssegment noch einmal etwas 
genauer eingegangen. Dazu werden ne-
ben dem Vergleich von geltendem SGB II 
und der nun angedachten Jobgipfel-Vari-
ante auch noch die bis Ende letzten Jah-
res bestehenden Regelungen im Bereich 
der Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe 
einbezogen. Die Abbildung 2 (Seite 4) 
zeigt für das Segment von Bruttoein-
kommen bis 400 € die Konsequenzen 
verschiedener Anrechnungsregelungen. 
Sie macht noch einmal deutlich, dass 
die Jobgipfel-Variante zwar eine Ver-
besserung des Status quo im SGB II 

1 Hier und im folgenden wurde bei den Berech-
nungen zur geltenden Regelung ein Freibetrag von 
57,33 € unterstellt.
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darstellt, dass aber erst knapp oberhalb 
eines Zusatzverdienstes in Höhe der 
Mini-Job-Schwelle von 400 € die Höhe 
des früher geltenden Freibetrags in der 
Arbeitslosenhilfe erreicht wird. 

Fiskalische Kosten und 
Arbeitsanreize

Die Veränderung der Hinzuverdienst-
möglichkeiten beeinflusst die fiskali-
schen Kosten und die Arbeitsanreize. 

Eine Quantifizierung beider Effekte stößt 
allerdings auf erhebliche Probleme, vor 
allem wegen der bisher unzureichenden 
Datenlage über den Zusatzverdienst von 
ALG II-Empfängern. Allein bei der Be-
rechnung der fiskalischen Konsequenzen 
der Neuregelungen unterhalb der Mini-
Job-Schwelle von 400 €, die unterschied-
liche Zusatzverdienstregelungen im Jahr 
2004 bei Arbeitslosenhilfe- und Sozial-
hilfeempfängern gehabt hätten, ist man 
für wesentliche Werte auf Schätzungen 
und Setzungen angewiesen.

Im Jahr 2004 waren knapp 600.000 
Empfänger von Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe gleichzeitig gering-
fügig beschäftigt (vgl. BA 2005). Als 
weitere Orientierung steht lediglich eine 
Hochrechnung aus der IAB-Beschäftig-
tenstichprobe zur Verfügung (2%-Stich-
probe der Beschäftigtenstatistik, letztes 
verfügbares Jahr 2001). Danach hatten 
knapp 20% aller Arbeitslosenhilfeemp-
fänger (etwa 400.000 Personen) gleich-
zeitig eine geringfügige Beschäftigung. 
Ihr durchschnittlich erzieltes Einkom-
men daraus betrug nur wenig mehr als 
die nach dem damals geltenden Recht 
anrechnungsfreien 165 € je Monat. Von 
diesem Einkommen bleiben nach den 
geltenden Regelungen des SGB II nur 
etwa 72 € anrechnungsfrei.

Legt man nun ausgehend von dem sich 
abzeichnenden überparteilichen Kon- 
sens hinsichtlich verbesserter Hinzuver- 
dienstmöglichkeiten die Jobgipfel-Va-
riante zugrunde, blieben 113 € anrech-
nungsfrei. Dies bedeutete unter sonst 
gleichen Bedingungen Mehrausgaben 
für Transferleistungen von 16,4 Mio. € 
je Monat. Bei den erwerbsfähigen 
Sozialhilfeempfängern kann man von 
zuletzt etwa 60.000 Personen ausgehen, 
die geringfügig beschäftigt waren, mit 
einem Durchschnittseinkommen von 
knapp 200 €. Nach geltendem SGB II 
wären davon knapp 80 € anrechnungs-
frei geblieben, nach der großzügigeren 
Jobgipfel-Variante 120 €. Demnach ent-
stünden bei dieser Personengruppe durch 
einen Übergang von der geltenden Rege-
lung im SGB II zur Jobgipfel-Variante 
Mehrausgaben in Höhe von 2,4 Mio. € 
je Monat. Insgesamt würden sich also 
bei Realisierung der Jobgipfel-Variante 
allein durch Zusatzverdienste im Mini-
Job-Bereich fiskalische Kosten von rund 

Verfügbare Einkommen von alleinstehenden ALG II-Empfängern
bei unterschiedlichem Hinzuverdienst

 IAB
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19 Mio. € je Monat oder 228 Mio. € je 
Jahr ergeben. Dazu kämen Mehrkosten, 
die aus der für die Betroffenen in der 
Jobgipfel-Variante günstigeren Anrech-
nung höherer Einkommen resultieren. 
Sie lassen sich aber mangels geeigneter 
Daten nicht beziffern. 

Die bisherigen Berechnungen und Über-
legungen zu den fiskalischen Effekten 
gingen von Status-quo-Bedingungen aus. 
Zum einen wird darin vernachlässigt, 
dass beim Übergang zum ALG II bei 
einer gewissen Anzahl von Arbeitslo-
senhilfebeziehern die Leistungen wegen 
der Anrechnung von Partnereinkommen 
weggefallen sein dürften. Zum anderen 
berücksichtigen die fiskalischen Rech-
nungen nicht, dass durch verbesserte 
Zusatzverdienstregelungen die Arbeits-
anreize steigen. Dies könnte sich in 
zweierlei Hinsicht auswirken: Zum 
einen nimmt die Bereitschaft zu, eine 
Erwerbstätigkeit mit niedrigem Einkom-
men anzutreten, zum anderen gäbe es 
bei den bereits Beschäftigten mit bisher 
niedrigem Zusatzverdienst eine Tendenz 
zur Ausweitung des Arbeitsangebotes in 
Stunden. Ein höheres Einkommen mit 
einer auch teilweisen Anrechnung auf 
die Transferleistung führt in der Tendenz 
zu Minderausgaben. Bisher existiert 
keine empirische Basis für eine Quan-
tifizierung der Größenordnung solcher 
Verhaltensänderungen. Jedoch ist davon 
auszugehen, dass selbst bei Berücksichti-

gung der genannten Effekte sich für den 
Staat verbesserte Hinzuverdienstmög-
lichkeiten nicht selbst finanzieren.

Gerade weil sich im Bereich der beson-
ders niedrigen Zusatzverdienste durch 
die Jobgipfel-Variante Verbesserungen 
ergeben, soll auch noch auf einige 
Ambivalenzen in diesem Kontext hin-
gewiesen werden. Dafür spricht, dass es 
für Langzeitarbeitslose oftmals schwer 
ist, überhaupt wieder auf dem Arbeits-
markt Fuß zu fassen. Zwar befinden sich 
Langzeitarbeitslose auch im Bereich der 
Mini-Jobs in Konkurrenz zu anderen 
Arbeitsanbietern wie Schüler, Studenten, 
Rentner, Nebenerwerbstätige und Fami-
lienfrauen. Dennoch ist die Schwelle des 
Wiedereintritts in den Arbeitsmarkt für 
Langzeitarbeitslose bei sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung höher als 
bei einem Mini-Job. Von daher könnte 
selbst ein „kleiner“ Mini-Job den Ein-
stieg zum Aufstieg einleiten. Ein Mini-
Job kann aber auch dazu führen, dass sich 
ALG II-Empfänger mit der Kombination 
von Transferleistung und kleinem Mini-
Job arrangieren und sich damit begnü-
gen. Praxiserfahrungen auch durch ein 
intensiveres Case-Management in den 
Arbeitsgemeinschaften und optierende 
Kommunen sowie wissenschaftliche 
Evaluationen werden zeigen, ob Lock-
in-Effekte oder Aufwärtsmobilität für 
Personen mit niedrigem Zusatzverdienst 
die realistischere Perspektive sind. 

Grenzen einer weiteren 
Verbesserung der Hinzu-
verdienstmöglichkeiten 

Eine aus Anreizgründen überlegenswerte 
drastische allgemeine Absenkung der 
Transferentzugsraten bei hinzuverdie-
nenden Leistungsempfängern kann nicht 
empfohlen werden, denn sie würde zu 
massiven Mehrbelastungen der öffent-
lichen Haushalte führen. Sie entstünden 
deshalb, weil aus Gründen der Gleichbe-
handlung bisher nicht im Leistungsbezug 
stehende Niedrigverdiener ebenfalls 
Sozialtransfers beziehen könnten. Die 
zur Kompensation der Mehrbelastung 
benötigten Steuererhöhungen oder Aus-
gabenkürzungen der öffentlichen Hand 
würden zu kontraktiven Effekten auf ge-
samtwirtschaftlicher Ebene und damit zu 
Einbußen bei Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung führen. Zudem sollten 
selbst die isolierten Arbeitsmarkteffekte 
großzügigerer Anrechnungsvorschriften 
nicht überschätzt werden. Zwar erhöhen 
sich durch günstigere Anrechnungsrege-
lungen für bestimmte Personengruppen 
(vor allem bisher nicht erwerbstätige 
Hilfeempfänger) die Arbeitsanreize. Bei 
anderen – bisher keine Sozialtransfers 
beziehenden Personen und Haushalten 
– ist dagegen durch das zusätzliche Ein-
kommen ein Rückgang des Arbeitsange-
botes in Stunden und/oder Köpfen nicht 
ausgeschlossen.

Freilich änderte sich die Beurteilung, 
wenn großzügigere Anrechnungsvor-
schriften mit einer generellen Absenkung 
des Existenzminimums, also des Niveaus 
der Grundsicherung, verknüpft würden. 
Der Angebotsdruck würde sich für die 
Hilfeempfänger dann noch mehr erhöhen 
und es wären Mittel für die Finanzierung 
verbesserter Anrechnungsbedingungen 
frei. Da aber nicht zu erwarten ist, dass 
durch den wachsenden Angebotsdruck 
schnell eine ausreichend große Zahl von 
Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen 
werden kann, müssten bei dieser Variante 
wachsende Armutsrisiken in Kauf genom-
men werden. 

Einstiegsgeld
Ein möglicher Ausweg aus dem Dilemma, 
deutlich höhere Arbeitsanreize entweder 
durch massive fiskalische Mehrbelas-
tung oder wachsende Armutsrisiken in 

Anrechnungsfreies Einkommen bei einem Bruttolohn bis 400 €
Abbildung 2
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Kauf nehmen zu müssen, sind befristete 
Zuschüsse an Hilfeempfänger, die eine 
Erwerbstätigkeit aufnehmen. Eine Vari-
ante ist das sog. Einstiegsgeld des SGB 
II. Es war in ähnlicher Ausgestaltung 
bereits Bestandteil des Bundessozialhil-
fegesetzes (BSHG). Mit diesem neuen 
Instrument kann die Aufnahme einer 
abhängigen Beschäftigung oder einer 
Selbständigkeit durch einen zeitlich auf 
sechs bis 24 Monate befristeten Arbeit-
nehmerzuschuss gefördert werden. Höhe 
und Gewährung des Einstiegsgeldes liegt 
im Ermessen des in der Arbeitsgemein-
schaft bzw. in der optierenden Kommune 
tätigen Fallmanagers. Dabei kann die 
Höhe vor allem in Abhängigkeit von der 
Dauer der Arbeitslosigkeit und der Größe 
der Bedarfsgemeinschaft variieren. Um 
gerade in größeren Familien noch zusätz-
liche Arbeitsanreize zu schaffen, wurde 
zusätzlich der – allerdings im Bundeskin-
dergeldgesetz geregelte – neue Kinder-
zuschlag geschaffen, der bei Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit gewährt werden 
kann, wenn die Bedürftigkeit allein des-
halb entstanden ist, weil minderjährige 
Kinder im Haushalt leben. 

Zu den Wirkungen von Arbeitnehmerzu-
schüssen liegen Ergebnisse aus Modell-
versuchen in verschiedenen Regionen 
Baden-Württembergs vor. Dort durften 
die Arbeitsuchenden für einen Zeitraum 
von maximal 18 Monaten bis zu 50% 
des zusätzlich verdienten Erwerbsein-
kommens behalten. Im Vergleich zu 
einer passenden Kontrollgruppe gab es 
positive Eingliederungseffekte bei den 
Programmteilnehmern (vgl. Dann/Kirch-
mann/Spermann/Volkert 2002).

Das Einstiegsgeld ist ähnlich wie andere 
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik eine Hilfe zur Wiedereingliederung. 
Die Mittel dafür sind gut angelegt, wenn 
sich die Empfänger durch die Aufnahme 
einer niedrig entlohnten und anfangs 
„geförderten“ Beschäftigung möglichst 
dauerhaft vom Transferbezug befreien 
können. Dies setzt aber im Verlauf Ein-
kommenssteigerungen (etwa durch höhe-
re Stundenlohnsätze oder eine Auswei-
tung der Arbeitszeit) für die Betroffenen 
voraus. Auch durch „learning-on-the-job“ 
würde der Wegfall der Lohnsubventionen 
nach Ende der Förderdauer kompensiert 
werden. Dass diese Aufwärtsmobilität in 
Deutschland bisher nicht selbstverständ-
lich ist, belegen Untersuchungen des IAB 

zu Entwicklungen im Niedriglohnbereich 
(vgl. IAB-Kurzbericht Nr. 3/2005). Die 
anstehenden Evaluationen des Einstiegs-
gelds werden letztlich zeigen, ob sich 
dieses Bild – gerade auch mit Blick auf 
eine mögliche Aufstockung der Arbeits-
zeit – wandeln kann. 

Fazit
Durch die Realisierung der Jobgipfel-
Variante erhöhen sich die Arbeitsanreize 
für Empfänger des Arbeitslosengelds 
nur wenig. Angesichts der fiskalischen 
Mehrbelastungen, mit denen verbesserte 
Hinzuverdienstmöglichkeiten immer 
verbunden sind, ist dies auch nachvoll-
ziehbar. Die Alternative einer möglichen 
Absenkung der Transferleistungen zur 
Finanzierung großzügigerer Anrech-
nungsregelungen würde das kulturelle 
Existenzminimum gefährden und kommt 
somit sicher nicht in Frage.

Immerhin sorgen die auf dem Jobgipfel 
basierenden und vorgeschlagenen Neu-
regelungen für deutlich verbesserte Hin-
zuverdienstmöglichkeiten für Empfänger 
des ALG II im unteren Einkommensseg-
ment. Dieser Schritt erscheint konsequent, 
denn für viele Langzeitarbeitslose dürfte 
der Sprung von der Transferleistung 
direkt in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung zunächst ein zu großer 
sein. Selbst ein „kleiner“ Mini-Job könnte 
hier zumindest einen Einstieg ermögli-
chen, der dann durch eine Ausdehnung 
der Arbeitszeit weiter ausgebaut werden 
könnte. Gerade bei dem in dieser Hinsicht 
erfolgreichen Personenkreis von ALG II-
Empfängern, der damit auch eine gewisse 
Arbeitsmarktnähe zum Ausdruck bringt, 
sollten aber verstärkt Vermittlungsbemü-
hungen der Arbeitsgemeinschaften bzw. 
optierenden Kommunen in Richtung eines 
auf Dauer existenzsichernden Erwerbs-
einkommens ansetzen. Dadurch könnte 
vermieden werden, dass sich zu viele 
Langzeitarbeitslose mit einer Kombina-
tion aus ALG II und Mini-Job dauerhaft 
arrangieren.

Ergänzend könnte man zur Steigerung der 
Arbeitsanreize und Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt darüber nachdenken, 
das Einstiegsgeld nicht nur als Ermes-
sensleistung zu gewähren. Ein stärker 
„obligatorisches“ Einstiegsgeld sollte 
aber im Rahmen von Modellversuchen 
erst einmal erprobt werden. Um Mitnah-

meeffekte2 möglichst zu vermeiden, sollte 
die Leistung allerdings auf einen genau 
definierten Personenkreis mit besonderen 
Arbeitsmarktproblemen (z.B. fehlendem 
Berufsabschluss oder langer Arbeitslosig-
keitsdauer) beschränkt werden.
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